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Am 1. Juli 2005 trat das neue Gaststättengesetz (GastG) in Kraft. Es basiert auf einer Vielzahl 
von Veränderungen, die in erster Linie dem Bürokratieabbau dienen. Damit wird der Kunden-
service erleichtert und Dienstleistungen erhalten weitere Vorfahrt. So benötigen Fleischereien, 
Bäckereien, Lebensmitteleinzelhändler, Cafes, Friseure, Fitnessclubs, Kanzleien und Kinos 
zukünftig für einen Imbiss ohne Alkoholausschank in ihren Geschäftsräumen keine gaststät-
tenrechtliche Konzession mehr. Das betrifft auch Hotels für die Beherbergung und Bewirtung 
ihrer Gäste.	

Gemäß § 1 fallen Beherbergungsbetriebe nicht mehr unter das Gesetz. Eine Pension oder ein 
Hotel ist daher nur noch beim Gewerbeamt anzeigepflichtig; auf die Bettenanzahl kommt es 
nicht mehr an. Die Verabreichung von zubereiteten Speisen und Getränken nur an Hotel-
/Hausgäste ist gemäß § 2 erlaubnisfrei; das gilt auch für alkoholische Getränke. Das trifft al-
lerdings nicht für Restaurants zu, die öffentlich zugänglich sind. Die Erleichterungen des neu-
en Gaststättengesetzes schließen eine Vielzahl bestehender Bestimmungen der Lebensmittel-
hygiene und der Betriebssicherheit, beispielsweise in Küchen, nicht aus. Sie dienen im weite-
ren Sinne dem Schutz von Gast und Gastwirt.  

Mit der Änderung des Gaststättengesetzes und den damit verbundenen Erleichterungen vor 
allem für Dienstleistungsbetriebe wurde eine langjährige Forderung der IHKs und anderer 
Wirtschaftsorganisationen umgesetzt.  

 
 
HK: Gaststättenrecht-Halbgares Gesetz 
 
Seit Juli gelten im Gaststättenrecht neue Regeln. Damit sollte vor allem unnötige Büro-
kratie abgebaut werden. Doch die Änderungen sind weder ausreichend noch konsequent. 

Wer eine Gaststätte eröffnen möchte, hat es nicht leicht. Die Finanzierung muss gesichert, der 
Mietvertrag geprüft und geeignetes Personal gefunden werden. Neben Renovierungs- und Ein-
richtungsfragen, Warenbeschaffung und Eröffnungswerbung hat sich ein Gastronom auch 
noch durch einen Berg von Gesetzen und Verordnungen zu wühlen. Die seit dem 1. Juli 2005 
geltenden Änderungen im Gaststättenrecht machen zwar einiges einfacher, reichen aber nicht 
aus. 

Mit einer einfachen Gewerbeanmeldung ist es in der Gastronomie nach wie vor meist nicht 
getan. Ob und welche Genehmigung benötigt wird, hängt vom Standort ab. 

Wer beispielsweise in Hamburg einen Speise- oder Getränkeverkaufswagen betreiben möchte, 
benötigt hierfür eine Reisegewerbekarte, wenn der Verkauf auf privaten Märkten erfolgt. Fin-
det dieser Verkauf dagegen auf festgesetzten Märkten wie städtischen Wochenmärkten statt, 
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reicht eine Gewerbeanmeldung. Wer den Vertrieb auf öffentlichen Wegen plant, benötigt nach 
dem Hamburgischen Wegegesetz eine Sondernutzungsgenehmigung. Diese wird allerdings in 
Hamburg seit etwa zehn Jahren nicht mehr vergeben. 

Für den kurzfristigen Gastronomie-Betrieb bei besonderen Anlässen wie Ausstellungen oder 
Messen erteilt das zuständige Verbraucherschutzamt auf Antrag eine Gestattung.  

Wenn der Verkauf über feste Geschäftslokale oder Verkaufswagen auf privaten Plätzen statt-
finden soll, ist unter Umständen sogar eine Gaststättenkonzession erforderlich. 

Je nach Standort werden verschiedene Unterlagen benötigt, beispielsweise der Nachweis einer 
Belehrung nach dem Infektionsschutzgesetz, ein polizeiliches Führungszeugnis, ein Auszug 
aus dem Gewerbezentralregister, ein Umsatzsteuerheft oder eine Unbedenklichkeitsbescheini-
gung des Finanzamtes. Die selbst für Juristen nur schwer zu durchschauenden Regelungen 
werden auch künftig nur wenig vereinfacht. 

Dem „Gesetz zur Umsetzung von Vorschlägen zu Bürokratieabbau und Deregulierung aus den 
Regionen“ ist es zu verdanken, dass Hotels und Gastronomiebetriebe seit Anfang Juli zumin-
dest dann keine Gaststättenkonzession mehr benötigen, wenn nur alkoholfreie Getränke, un-
entgeltliche Kostproben oder zubereitete Speisen verkauft abgegeben. Ebenfalls ausgenommen 
sind Hotels, die Alkohol nur an Hausgäste ausschenken. 

Um generell Alkohol ausschenken zu dürfen, braucht der Gastwirt oder Hotelier aber nach wie 
vor eine Konzession. Der mit einem Konzessionsantrag verbundene Aufwand an Zeit und 
Geld ist erheblich, so dass einige Existenzgründer ihr Unternehmenskonzept bereits geändert 
haben und auf den Ausschank von Alkohol verzichten. Während der Gesetzgeber also große 
Hürden für Gastronomen aufbaut, die Alkohol ausschenken wollen, gibt er sich bei lebensmit-
tel- und hygienerechtlichen Vorschriften recht entspannt: Für den Verkauf zubereiteter Speisen 
verlangt er dennoch künftig keine Erlaubnis mehr, sondern verlässt sich in diesem Bereich auf 
die „Sorgfaltspflichten“ der Unternehmer – obwohl unsachgemäß behandelte Nahrungsmittel 
wie Fleisch, Milch oder Speiseeis gesundheitsschädlich sein können. 

Warum dann aber Gastronomiebetriebe, die Alkohol ausschenken, nach wie vor eine Geneh-
migung beantragen sollen, scheint nicht einleuchtend. Vor allem nicht, wenn man sich vor 
Augen führt, wie eine Gaststättenkonzession erworben wird: Der Antragsteller muss unter an-
derem seine fachliche Eignung nachweisen. Dies kann durch die Teilnahme an einer Gaststät-
tenunterrichtung geschehen. Welche Themen dabei behandelt werden müssen, ist gesetzlich 
vorgeschrieben. Danach soll sich die Unterrichtung unter anderem auf die Grundzüge des Le-
bensmittelgesetzes, des Fleischbeschaugesetzes, des Milchrechtes und der Hygienevorschriften 
einschließlich des Bundes-Seuchengesetzes erstrecken. Warum Gewerbetreibende, die Alkohol 
ausschenken, über diese Inhalte belehrt werden müssen, während die übrigen Gastronomiebe-
triebe von der Erlaubnispflicht und somit auch von der Teilnahme an der Gaststättenunterrich-
tung befreit sind, ist schwer nachzuvollziehen. 

„Einen plausiblen Grund für diese Entscheidung des Bundestages gibt es nicht. Man konnte 
sich nur nicht zu einer völligen Freigabe durchringen“. erklärt Bianca Biwer, Juristin des 
Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK). Ausmaß und Zeitpunkt der Änderun-
gen seien völlig überraschend gewesen, so dass der DIHK keine Einspruchsmöglichkeiten 
mehr hatte, sagt Biwer: „Wir sind aber um Nachbesserung bemüht.“ Bleibt zu hoffen, dass 
umgehend weitere Änderungen erfolgen und deren Konsequenz dieses Mal zu Ende gedacht 
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wird. 

Britta Heegardt | britta.heegardt@hk24.de | Telefon 36 13 8 317 
 

 
 
HK: Gründung im Hotel- und Gaststättengewerbe 

Wer eine Gaststätte oder ein Hotel betreiben wollte, benötigte hierfür bisher eine 
Gaststättenerlaubnis. Seit dem 1. Juli 2005 ist diese nur noch dann erforderlich, 
wenn Sie in Ihrem Betrieb Alkohol ausschenken (ausgenommen sind Hotels, bei de-
nen der Alkoholausschank ausschließlich an Hausgäste erfolgt). Sollten Sie also nur 
alkoholfreie Getränke, zubereitete Speisen oder unentgeltliche Proben anbieten, 
dann brauchen Sie keine Gaststättenerlaubnis mehr. Das Gewerbe muss allerdings 
nach wie vor beim zuständigen Verbraucherschutzamt angemeldet werden.  

Die für den Alkoholausschank erforderliche Genehmigung beantragen Sie ebenfalls 
bei Ihrem Verbraucherschutzamt. Erst wenn diese Genehmigung und die zusätzlich 
erforderliche Gewerbeanmeldebescheinigung vorliegen, dürfen Sie mit Ihrer Gewer-
betätigkeit beginnen.  

Hinweis: Unabhängig von der Gaststättenerlaubnis muss jede Person, die mit Le-
bensmitteln in Berührung kommt (Unternehmer und Mitarbeiter), an einer Erstbeleh-
rung nach dem Infektionsschutzgesetz teilnehmen.  

Welche Voraussetzungen sind notwendig?  

Um eine Gaststättenerlaubnis zu erhalten, müssen Sie Folgendes nachweisen:  

• Ihre persönliche und  
• Ihre fachliche Eignung sowie  
• bestimmte objektbezogene Voraussetzungen.  

Wie weisen Sie diese nach?  

Folgende Bescheinigungen benötigen Sie, um Ihre persönliche Zuverlässigkeit nach-
zuweisen:  

• einen Auszug aus dem Bundeszentralregister („Polizeiliches Führungszeug-
nis“), den Sie von Ihrem zuständigen Einwohnermeldeamt erhalten  

• einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister, den Ihnen Ihr Verbraucher-
schutzamt ausstellt  



 Anhang 

• eine Unbedenklichkeitsbescheinigung von Ihrem Finanzamt. Diese Bescheini-
gung bestätigt, dass keine Verbindlichkeiten – beispielsweise aus einer frühe-
ren selbständigen Tätigkeit - bestehen  

• einen Nachweis über die Teilnahme an einer Erstbelehrung nach dem 
Infektionsschutzgesetz (IfSG). Diese Erstbelehrung führt das Gesundheitsamt 
oder ein von diesem beauftragter Arzt aus. Die Belehrung darf bei Beginn der 
Tätigkeit nicht länger als drei Monate zurückliegen.  

Der Nachweis der fachlichen Eignung erfolgt in der Regel durch die Teilnahme an 
einer Unterrichtung nach § 4 Gaststättengesetz. Weitere Informationen hierzu finden 
Sie in unserem Merkblatt „Unterrichtung im Gaststättengewerbe “.  

Wie weisen Sie objektbezogenen Voraussetzungen nach?  

Folgende Unterlagen sollten Sie Ihrem Antrag beifügen:  

• Ihren Miet-, Pacht- bzw. Kaufvertrag und  
• einen Nachweis darüber, dass Ihre Räumlichkeiten für das Hotel- und Gast-

stättengewerbe geeignet sind (ggf. durch Bauzeichnungen/Grundrisse aller 
Betriebsräume inkl. Sanitärräume).  

Hinweis: Übernehmen Sie einen bestehenden Betrieb, so kann die Behörde Ihnen 
eine dreimonatige vorläufige Konzession erteilen  

Wichtige Rechtsvorschriften haben wir für Sie in einer eigenen Übersicht zusammen-
gefasst.  

 
HK: Unterrichtung im Gaststättengewerbe 
 

Wer eine Gaststätte oder ein Hotel betreiben wollte, benötigte hierfür bisher eine 
Gaststättenerlaubnis. Seit dem 1. Juli 2005 ist diese nur noch dann erforderlich, 
wenn Sie in Ihrem Betrieb Alkohol ausschenken.  

Die für den Alkoholausschank erforderliche Genehmigung beantragen Sie bei Ihrem 
Verbraucherschutzamt. Erst wenn diese Genehmigung und die zusätzlich erforderli-
che Gewerbeanmeldebescheinigung vorliegen, dürfen Sie mit Ihrer Gewerbetätigkeit 
beginnen.  

Nachweis der fachlichen Eignung  

Für die Erteilung der Konzession ist es u.a. notwendig, Ihre fachliche Eignung nach-
zuweisen (weitere Voraussetzungen finden Sie in unserem Merkblatt 
Existenzgründung im Hotel- und Gaststättengewerbe). In der Regel weisen Sie Ihre fachli-
che Eignung durch die Teilnahme an einer Gaststättenunterrichtung nach.  

Inhalte der Unterrichtung  
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Die Unterrichtung vermittelt Ihnen in Grundzügen Kenntnisse einer gastgewerblichen 
Tätigkeit. Sie erstreckt sich über die Inhalte der Hygienevorschriften einschließlich des 
Infektionsschutzgesetzes und des Lebensmittelrechtes. Thematisiert werden weiterhin 
Jugend- und Lärmschutz sowie Gaststätten- und Sperrzeitverordnung.  

 

 

Grundsätzliche Informationen zur Unterrichtung im Gaststättengewerbe  

Die Gaststättenunterrichtung findet ein Mal im Monat in unserer Handelskammer 
statt. Die o.g. Themengebiete werden nicht nur vorgetragen, sondern erfordern Ihre 
aktive Mitarbeit. Die Unterrichtung dauert ca. 4 Stunden, beginnt jeweils um 13.00 
Uhr und endet gegen 17.00 Uhr. Ihre Teilnahmebescheinigung, die Sie für die Bean-
tragung Ihrer Konzession benötigen, erhalten Sie direkt im Anschluss an die Unter-
richtung. Diese Bescheinigung gilt unbefristet im ganzen Bundesgebiet. Die Teilnah-
megebühr für die Unterrichtung beträgt 50 Euro.  

Eine rechtzeitige Anmeldung zur Unterrichtung ist aufgrund begrenzter Teilnehmer-
zahlen erforderlich. Weitere Informationen zur Unterrichtung erhalten Sie unter Tel.: 
040/ 36 13 8 138.  

Sollten Sie nicht über ausreichenden Deutschkenntnisse verfügen, um dieser Unter-
richtung folgen zu können, bieten wir ca. alle sechs Wochen eine Sonderunterrich-
tung an.  

Wann ist eine Teilnahme an der Unterrichtung im Gaststättengewerbe nicht 
erforderlich  

Eine Befreiung von der Unterrichtung ist nach der Verwaltungsvorschrift für die Gast-
stättenunterrichtung in bestimmten Fällen möglich. Wenn Sie eine abgeschlossene 
Berufsausbildung haben, zu deren Prüfungsinhalten auch lebensmittelrechtliche Vor-
schriften gehören.  

 
HK: HACCP / Eigenkontrolle 

Seit 1. Januar 2006 gilt die Verordnung 852/2004 über Lebensmittelhygiene. Artikel 5 
dieser Verordnung verpflichtet Lebensmittelunternehmer zur Einrichtung, Durchfüh-
rung und Aufrechterhaltung sowie stetiger Anpassung eines 
HACCP/Eigenkontrollsystems. Gegenüber der Lebensmittelüberwachungsbehörde 
müssen Sie einen entsprechenden Nachweis erbringen.  

Ein wirksames und gut dokumentiertes HACCP/Eigenkontrollsystem sorgt für geord-
nete Betriebsabläufe und dient neben der Lebensmittelsicherheit auch der 
Wirtschaftlichkeit. Dieses betriebseigene System kann in ein bereits vorhandenes 
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schaftlichkeit. Dieses betriebseigene System kann in ein bereits vorhandenes Quali-
tätsmanagementsystem integriert und mit vertretbarem Aufwand eingerichtet werden.  

Bei mittelständischen Lebensmittelbetrieben ergeben sich nach der Einrichtung des 
HACCP/Eigenkontrollsystems meist folgende Bereiche, die überprüft und dokumen-
tiert werden:  

Der Reinigungs- oder Hygieneplan  

Dies ist eine Auflistung der Reinigungs- und eventuellen Desinfektionsmaßnahmen in 
allen Betriebsbereichen (z.B. Produktionsbereich, Lagerräume, Verkaufsbereich 
usw.). In dieser Auflistung muss festgehalten werden, was, wie oft, womit, von wem 
und wie gereinigt bzw. desinfiziert wird.  

Die Wareneingangskontrolle  

Angelieferte Ware wird zum Zeitpunkt der Anlieferung stichprobenartig auf ihren ord-
nungsgemäßen Zustand hin überprüft. Hierbei sind folgende Punkte zu berücksichti-
gen:  

• Einhaltung der vorgeschriebenen Kühltemperatur  
• Zustand der Verpackung  
• Mindesthaltbarkeitsdatum/Verbrauchsdatum  
• Vollständige Kennzeichnung  
• Hygienezustand beim Lieferanten (z.B. Fahrzeug, Personal, Transportbehälter 

usw.)  

Die Temperaturkontrolle  

In allen Betriebsbereichen, in denen leicht verderbliche Lebensmittel gekühlt, bzw. 
tiefgefroren werden, sind täglich die Lagertemperaturen zu überprüfen.  

In Betriebsbereichen, in denen Erhitzungsprozesse stattfinden, müssen auch die Er-
hitzungstemperaturen stichprobenartig gemessen werden.  

Die Schädlingsbekämpfung  

Eine nachteilige Beeinflussung von Lebensmitteln durch Schädlinge (Schaben, Kä-
fer, Fliegen usw.) und Schadnager (Mäuse, Ratten) wird durch eine gute optische 
Schädlingskontrolle vermieden. In Ihrem Betrieb müssen Sie regelmäßig (ca. zwei 
Mal im Monat) optisch auf Schädlingsbefall überprüfen. Auch können Sie durch im 
Handel erhältliche Köderfallen dieser Kontrollpflicht nachkommen. Bei einem festge-
stellten Schädlings- oder Schadnagerbefall ist die Beauftragung eines professionel-
len Schädlingsbekämpfers empfehlenswert.  

Die Personalschulung  

Das Personal eines Lebensmittelbetriebes muss regelmäßig (mindestens einmal im 
Jahr und/oder bei Neueinstellung) nach Hygienegesetz geschult werden. Diese 
Schulungen konzentrieren sich auf Themen, die in Ihrem Betrieb auftreten (z.B. Be-
rufskleidung, Händewaschen, Reinigungsplan, Grundbegriffe wie Personalhygiene, 
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Betriebshygiene usw.) Die Schulung kann im eigenen Betrieb durchgeführt werden. 
Eine Beauftragung einer externen Beratungsfirma ist nicht notwendig.  

Die Schulungsverpflichtung nach dem Infektionsschutzgesetz können Sie mit der 
Hygieneschulung zusammen abhandeln. Denken Sie daran, dass die Belehrung 
nach dem Infektionsschutzgesetz (ehemaliges “Gesundheitszeugnis“) nur dann gültig 
ist, wenn mindestens einmal im Jahr oder bei Neuanstellung nach Themen des Infek-
tionsschutzgesetzes geschult worden ist.  

Alle hier aufgeführten Eigenkontrollmaßnahmen müssen schriftlich festgehal-
ten werden. Richten Sie dieses System übersichtlich ein, damit Sie leicht damit 
arbeiten und der Überwachungsbehörde ein nachvollziehbares  

 
 
HK: Hotel- und Gaststättengewerbe, Wichtige Rechtsvorschriften 

Wenn Sie in Ihrem Hotel oder Ihrer Gaststätte Alkohol ausschenken, benötigen  

Sie eine Gaststättenerlaubnis. Diese beantragen Sie bei Ihrem zuständigen 
Verbraucherschutzamt; und zwar bevor Sie Ihren Betrieb eröffnen.  

Um die Voraussetzungen zur Erteilung einer Konzession zu erfüllen, ist u.a. nachzu-
weisen, dass die Räumlichkeiten für das Hotel- und Gaststättengewerbe geeignet 
sind (ggf. durch Bauzeichnungen/Grundrisse aller Betriebsräume inkl. der zum Auf-
enthalt der Beschäftigten bestimmten Räume und der Sanitärräume). Dies gilt selbst-
verständlich auch dann, wenn Sie Ihre Räumlichkeiten erweitern oder Ihr Angebot 
ändern möchten (z.B. künftig auch Speisen anbieten). Weitere Voraussetzungen zur 
Erteilung einer Konzession finden Sie in unserem Merkblatt "Existenzgründung im Ho-
tel- und Gaststättengewerbe". Außerdem sind Sie als Konzessionsträger dafür verant-
wortlich, dass alle geltenden Bestimmungen ordnungsgemäß umgesetzt werden.  

Allgemeine Mindestanforderungen an Räume  

Sowohl die Betriebsräume als auch die Aufenthaltsräume der Beschäftigten müssen 
mindestens den allgemeinen Vorschriften, insbesondere den bau-, immissionsschutz-, 
hygiene- und arbeitsschutzrechtliche Vorschriften entsprechen.  

Für Beherbergungsbetriebe gilt außerdem:  

a)Die Schlafräume für Gäste dürfen nicht innerhalb der Wohnung des Gewerbetrei-
benden oder Dritter liegen. 
b) Jeder Beherbergungsraum muss einen eigenen Zugang vom Flur haben. 
c) Die Zugangstüren müssen durch fortlaufende Nummern gekennzeichnet und von 
innen und außen abschließbar sein. 
d) Einbettzimmer müssen mindestens 8 qm groß sein; bei Mehrbettzimmern ist eine 
zusätzliche Grundfläche von mindestens 4 qm für jedes weitere Bett erforderlich. Ne-
benräume (insbesondere Bäder und Aborte) werden nicht angerechnet.  

Toiletten  
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In Schank- und Speisewirtschaften müssen folgende Abortanlagen vorhanden sein:  

Für Frauen  Für Männer  
Schank- und 
Speiseraumfläche qm  Spülaborte  Spülaborte  

Standbecken 
Stück  

Oder 
Rinne 
lfd. m 

bis 50  Ein Spülabort  
über 50-100  2  1  3  2  
über 100-150  2  2  3  2,5  
über 150-200  3  2  4  3  
über 200  Festsetzung im Einzelfall  

Bei Schank- und Speisewirtschaften mit einer Schank- oder Speiseraumfläche bis 
einschließlich 50 qm kann die Pflicht zur Einrichtung eines Spülaborts durch Gestat-
tung der Mitbenutzung der Personaltoilette erfüllt werden, wenn nicht arbeitsschutz-
rechtliche Bestimmungen entgegenstehen.  

Die Toiletten dürfen nicht ausnahmslos durch Münzautomaten oder ähnliche Einrich-
tungen versperrt oder nur gegen Entgelt zugänglich sein.  

Küchen  

Die Einrichtung der Küchen richtet sich nach den betrieblichen Verhältnissen.  

Sperrzeitenregelung in der Freien und Hansestadt Hamburg  

Entsprechend der Verordnung über die Sperrzeit im Gaststätten- und Vergnügungs-
gewerbe (Sperrzeitverordnung) gelten bezüglich der Sperrzeiten in der Hansestadt 
Hamburg folgende Regelungen:  

1. Die Sperrzeit beginnt für  

a) Schank- und Speisewirtschaften sowie für Spielhallen um 5.00 Uhr 
b) Musikaufführungen, Schaustellungen, unterhaltende Vorstellungen und sonstige 
Lustbarkeiten im Freien um 24.00 Uhr  

Die Sperrzeit endet um 6.00 Uhr.  

In den Nächten zum Sonnabend und Sonntag sowie zum 1. Januar, 1. und 2. Mai 
bestehen keine Sperrzeiten (Dies gilt nicht für Veranstaltungen im Freien).  

Eine Sperrzeit besteht außerdem nicht für Betriebe und Veranstaltungen auf festge-
setzten Volksfesten und Märkten. Die komplette Sperrzeitverordnung sowie die 
Hamburger Gaststättenverordnung finden Sie hier.  



 Anhang 

Hinweis: Die zuständige Behörde kann bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses 
oder besonderer örtlicher Verhältnisse, die Sperrzeit allgemein verlängern, verkürzen 
oder aufheben.  

Nebenleistungen  

Nach § 7 Gaststättengesetz dürfen Sie auch außerhalb der gesetzlichen Ladenöff-
nungszeiten Zubehörwaren an Gäste abgeben und Zubehörleistungen erbringen. 
Dabei sind Differenzierungen im Umfang dieser Waren und Leistungen durch Unter-
schiede in Art, Größe und dem Leistungsspektrum der einzelnen Gaststättenbetriebe 
(z.B. zwischen Schankwirtschaft und Luxushotel) durchaus möglich.  

Der Gesetzgeber sieht hier vor, dass Zubehörwaren und -leistungen eine notwendige 
und gerechtfertigte Ergänzung zur Hauptleistung darstellen müssen; ihre Abgabe ist 
auf Gäste beschränkt, d.h. die Personen, gegenüber denen auch eine gastgewerbli-
che Hauptleistung erbracht wurde.  

Zu den Zubehörwaren und -leistungen zählen u.a.:  

• Tabakwaren und Streichhölzer  
• Obst  
• Süßwaren  
• Ansichtskarten  
• Zeitungen und Zeitschriften  
• Fahrkarten und –pläne  

Darüber hinaus können in Schank- und Speisewirtschaften außerhalb der gesetzli-
chen Ladenschlusszeiten sowie außerhalb der Sperrzeit zum alsbaldigen Verzehr 
oder Verbrauch  

• Getränke und zubereitete Speisen, die auch im Betrieb verabreicht werden  
• Flaschenbier, alkoholfreie Getränke, Tabak- und Süßwaren an jedermann, 

d.h. nicht nur an Gäste, über die Straße abgegeben werden.  

Zweifellos ist die Formulierung "zum alsbaldigen Verzehr" dehnbar; so hat die Recht-
sprechung unter anderem den Verkauf eines Kastens Mineralwasser oder Flaschen-
bier für zulässig erklärt.  

Die genannten Möglichkeiten zum Verkauf von Waren treffen grundsätzlichauch auf 
Mischbetriebe zu, die sowohl ein Gaststättengewerbe als auch Einzelhandel betrei-
ben (z. B. Trinkhallen). Zunächst ist auch für solche Betriebe grundsätzlich eine 
Gaststättenerlaubnis erforderlich und Voraussetzung dafür, dass der Betrieb über die 
gesetzlichen Ladenschlusszeiten hinaus öffnen darf. Die Abgabe von Getränken und 
zubereiteten Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle und von Zubehörwaren an Gäs-
te ist dann während der gesamten Öffnungszeit möglich. Der gleichfalls betriebene 
Einzelhandel unterliegt den Regelungen des Ladenschlussgesetzes.  

Preisangaben und -vorschriften im Gastgewerbe  

Im Gastgewerbe erfolgt die Unterrichtung des Verbrauchers über die Preise durch 
Preisverzeichnisse. Diese müssen in allen Gaststätten und ähnlichen Betrieben, in 
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denen Speisen und Getränke zum Angebot gelangen, ausgelegt werden. Eine wich-
tige gesetzliche Grundlage für die Preisangaben bzw. Preisauszeichnungen bildet 
die Verordnung zur Regelung von Preisangaben (PAngV) vom 14.03.1985. Dort sind 
die wichtigsten Grundsätze über die Preisangaben für angebotene Waren und 
Dienstleistungen im Einzelhandel, im Dienstleistungsgewerbe und darunter auch für 
das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe enthalten.  

Preisverzeichnisse müssen folgendermaßen ausgelegt oder ausgehändigt werden:  

• vor Entgegennahme der Bestellung oder auf besonderes Verlangen wird das 
Preisverzeichnis in Form der Speisen- oder Getränkekarte überreicht  

• oder auf jedem Tisch liegt eine Speisen- und Getränkekarte aus  
• oder eine Speisen- und Getränkekarte ist gut lesbar auf andere Weise ange-

bracht  

Alle Angebote des jeweiligen Betriebs müssen ausgezeichnet werden. Die in den 
Preisverzeichnissen aufgeführten Preise müssen Endpreise sein, d. h. alle eventuel-
len Zuschläge (z. B. Mehrwertsteuer) müssen enthalten sein.  

Bei der Speisen- und Getränkekartengestaltung sind außerdem folgende Vorschrif-
ten zu beachten:  

1. "Von bis", "ca." und "ab"-Preisangaben sind nicht zulässig 
2. Angaben wie "Preis nach Gewicht bzw. Größe" sind ebenfalls nicht zulässig 
3. Bei Getränken ist die zum Angebot kommende Menge zu nennen  

Besonders zu beachten ist die Preisvorschrift für alkoholfreie Getränke (§ 6 Gaststät-
tenG): 
"Ist der Ausschank alkoholischer Getränke gestattet, so sind auf Verlangen auch al-
koholfreie Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle zu verabreichen. Davon ist min-
destens ein alkohol- freies Getränk nicht teurer zu verabreichen als das billigste al-
koholische Getränk in gleicher Menge. Die Erlaubnisbehörde kann für den Aus-
schank aus Automaten Ausnahmen zulassen." 
Erläuterung: Zu der genannten Formulierung ist zu bemerken, dass der Gesetzgeber, 
d.h. hier der Bund mit seiner Formulierung eine Verfahrensweise des Preisverglei-
ches auf der Basis einer "Hoch-Rechnung" z.B. auf Literpreise alkoholfreier und al-
koholischer Getränke ("relativer Preisvergleich") nicht vorsieht oder gar fordert.  

Für den Gesetzgeber ist hinsichtlich der Überwachung auf Verstöße der absolute 
Preis ("absoluter Preisvergleich") und nicht der vergleichende mengenmäßige Preis 
eines alkoholfreien Getränkes entscheidend. Werden deshalb alkoholfreie und alko-
holische Getränke in gleicher kleinster Abgabemenge verabreicht (z.B. 0,25 l), dann 
und nur in diesem Fall darf das alkoholfreie Getränk tatsächlich vom absoluten Preis 
nicht teurer sein als das alkoholische Getränk.  

Werden die Getränke nicht in vergleichbarer Menge verabreicht, dann ist es unab-
hängig von der Ausschankmenge ausreichend, wenn ein alkoholfreies Getränk vom 
absoluten Preis her billiger bzw. nicht teurer als alle alkoholischen Getränke ist.  

Aushang von Preisverzeichnissen  
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Um die Preisübersicht den Verbraucher zu verbessern, muss neben dem Eingang 
zur Gaststätte ein Preisverzeichnis angebracht werden. Damit soll dem Gast vor Be-
treten der Gaststätte die Möglichkeit gegeben werden, sich ohne Schwierigkeiten 
über das jeweilige Preisniveau zu informieren. Aus dem Preisverzeichnis müssen nur 
die Preise für die wichtigsten der angebotenen Speisen und Getränke ersichtlich sein 
(ist der Gaststättenbetrieb Teil eines Handelsbetriebes, so genügt das Anbringen 
eines Preisverzeichnisses am Eingang zum Gaststättenteil).  

Seit 1.1.2003 haben Inhaber und Betreiber von Beherbergungsbetrieben nur noch 
am beim Eingang oder bei der Anmeldestelle des Betriebes an gut sichtbarer Stelle 
ein Verzeichnis anzubringen oder auszulegen, aus dem die Preise der im Wesentli-
chen angebotenen Zimmer und gegebenenfalls der Frühstückspreis ersichtlich sind. 
Die in den Preisverzeichnissen aufgeführten Preise müssen das Bedienungsgeld und 
sonstige Zuschläge einschließen.  

Bei der Möglichkeit der Nutzung einer Fernsprechanlage ist der für die Nutzung ge-
forderte Preis für eine Gebühreneinheit in der Nähe des Fernsprechapparates, bei 
der Vermietung von Zimmern auch im Zimmerpreisverzeichnis anzugeben.  

Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Abstellmöglichkeiten für Fahrräder  

Die Hamburgische Bauordnung sieht u.a. vor, dass bei Anlagen, bei denen ein Zu- 
und Abfahrtsverkehr zu erwarten ist, Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Abstellmög-
lichkeiten für Fahrräder in ausreichender Zahl und Größe errichtet werden müssen. 
Die Anzahl der nachzuweisenden Stellplätze bzw. Abstellmöglichkeiten richtet sich 
nach Art und Zahl der vorhandenen und zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrrä-
der der ständigen Benutzer und Besucher der Anlage. Bei gastronomischen Betrie-
ben wird u.a. differenziert zwischen Schank- und Speisewirtschaften (Berechnung in 
Relation zu verfügbaren Sitzplätzen), Beherbergungsbetrieben (Berechnung in Rela-
tion zu verfügbaren Hotelzimmern) und Stehgastronomie (Berechnung nach Stehflä-
che für Gäste). Die Stellplätze bzw. Abstellmöglichkeiten müssen auf dem Betriebs-
grundstück bzw. auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe ausgewiesen wer-
den. Notwendige Stell- und Fahrradplätze dürfen nicht für andere als den dafür vor-
gesehenen Zweck genutzt werden.  

Ist die Erfüllung der o.g. Vorschriften zur Errichtung von Stellplätzen bzw. Abstell-
möglichkeiten z.B. auf dem Grundstück oder in der Nähe nicht oder nur unter unzu-
mutbaren Schwierigkeiten möglich, so muss die eigentliche Verpflichtung zur Errich-
tung von Stellplätzen durch die Zahlung eines Ausgleichsbetrages an die Freie und 
Hansestadt Hamburg erfüllt werden. Die Zahlung ist auch zu leisten, wenn aufgrund 
von zu erwartenden oder ständigen Überlastungen der öffentlichen Wege im Bereich 
des Betriebsgrundstückes oder der nahen Verkehrsknotenpunkte die Herstellung von 
Stellplätzen ganz oder teilweise untersagt ist.  

Die Höhe des Ausgleichsbetrages ist geregelt im "Gesetz über die Höhe des Aus-
gleichsbetrages für Stell- und Fahrradplätze (AusgleichsbetragsG)". Danach ist für 
Bauvorhaben im Innenstadtbereich je notwendigem Stellplatz für Kraftfahrzeuge ein 
Ausgleichsbetrag von 10.000 � , im übrigen Gebiet der Hansestadt Hamburg von 
6.000 �  zu entrichten; die Ausgleichsbeträge für Fahrradabstellmöglichkeiten betra-
gen jeweils 1/10 der o.g. Beträge. Weitere Informationen zur Globalrichtlinie  für not-
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wendige Stellplätze und Fahrradplätze erhalten Sie in unserem Merkblatt zur 
Stellplatzverpflichtung.  

Tipp: Prüfen Sie im Vorwege, ob bei einem für Sie interessanten Objekt die notwen-
digen Stellplätze bereits nachgewiesen sind oder noch nachgewiesen werden müs-
sen. Das für den Betriebssitz zuständige Verbraucherschutzamt ist Ihnen dabei be-
hilflich.  

Hinweis: Unsere Handelskammer veranstaltet regelmäßig einen praxisorientierten 
Workshop zum Thema "Existenzgründung in der Gastronomie", der Tipps und Hilfe-
stellungen in Vorbereitung auf die Unternehmensgründung vermittelt. 

 
 
HK: Mobile Verkaufsstände 

Ob Würstchenstand auf einem Hamburger Wochenmarkt oder Imbisswagen auf dem 
Parkplatz eines Supermarktes, als Existenzgründer haben Sie viele Vorschriften, Ge-
setze und Verordnungen zu beachten. Oft stehen Gründer vor der Frage: Welche 
Genehmigung brauche ich?  

Diese Frage lässt sich aufgrund der unübersichtlichen Gesetzeslage selten in weni-
gen Sätzen beantworten. Wir empfehlen Ihnen daher, rechtzeitig Kontakt mit Ihrem 
Verbraucherschutzamt (Bezirksamt) aufzunehmen. Einen ersten Überblick soll Ihnen 
diese Übersicht verschaffen, in der wir einige Gewerbetätigkeiten und die dafür erfor-
derlichen Voraussetzungen bzw. Genehmigungen für Sie zusammengefasst haben.  

Verkauf auf festgesetzten Märkten  

Es gibt sogenannte festgesetzte Märkte. Diese werden von der zuständigen Behörde 
auf Antrag eines Veranstalters festgelegt. Hierzu zählen beispielsweise Wochen-
märkte, Volksfeste, Flohmärkte und Jahrmärkte. Wenn Sie auf einem solchen Markt 
alkoholfreie Getränke und Speisen verkaufen möchten, benötigen Sie lediglich  

• eine Gewerbeanmeldebescheinigung (erhältlich beim zuständigen Verbrau-
cherschutzamt)  

• eine Freistellungsbescheinigung des Finanzamtes  
• eine Belehrung nach dem Infektionsschutzgesetz von Ihrem zuständigen Ge-

sundheitsamt (Bezirksamt).  
• ein Umsatzsteuerheft  

Verkauf im Reisegewerbe  

Wollen Sie mit einem Verkaufswagen oder Verkaufsstand an verschiedenen Standor-
ten wie z.B. privaten Flohmärkten und anderen nicht festgesetzten Veranstaltungen 
stehen, dann benötigen Sie  

• eine Reisegewerbekarte und  
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• eine Belehrung nach dem Infektionsschutzgesetz von Ihrem zuständigen Ge-
sundheitsamt.  

Achtung: Der Verkauf von alkoholischen Getränken (ausgenommen Bier und Wein in 
fest verschlossenen Behältnissen) ist im Reisegewerbe verboten. In Ausnahmefällen 
kann Ihnen aber die zuständige Behörde den Ausschank von Alkohol gestatten (sie-
he kurzfristige Verkaufstätigkeit / Gestattung)  

Verkauf auf öffentlichen Wegen  

Für den Straßenhandel mit Verkaufsstand brauchen Sie eine spezielle Genehmi-
gung. Wenn Sie beispielsweise mit einem Pkw öffentliche Wege oder Straßen für 
den Verkauf nutzen oder dort einen Verkaufstisch aufstellen, benötigen Sie  

• eine Sondernutzungsgenehmigung. Diese wird bei Ihrem zuständigen Be-
zirksamt (Tiefbauabteilung und/oder Verbraucherschutzamt) beantragt. In 
Hamburg werden diese Sondernutzungsgenehmigungen allerdings nur noch 
in wenigen Ausnahmefällen erteilt.  

• eine Belehrung nach dem Infektionsschutzgesetz von Ihrem zuständigen Ge-
sundheitsamt.  

Hinweis: In öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen ist grundsätzlich der ambulante 
Handel untersagt.  

Verkauf auf privaten Plätzen  

Stehen Sie mit Ihrem Speise- oder Getränkeverkaufswagen auf einem privaten Ge-
lände wie z.B. dem Parkplatz eines Supermarktes, dann benötigen Sie  

• eine Gaststättenkonzession (nur wenn Sie Alkohol ausschenken)  
• eine Nutzungsgenehmigung (Bauamt), wenn der Verkauf an diesem Standort 

über einen Zeitraum von mehr als drei Monaten oder regelmäßig (z.B. einmal 
wöchentlich) erfolgt  

Kurzfristige Verkaufstätigkeit  

Für einen kurzfristigen Verkauf (mit Alkohol) bei besonderen Anlässen z.B. bei Mes-
sen oder Ausstellungen, kann Ihnen die zuständige Behörde eine gastronomische 
Tätigkeit unter erleichterten Voraussetzungen gestatten. Diese  

• Gestattung nach § 12 Gaststättengesetz  

beantragen Sie bei Ihrem zuständigen Verbraucherschutzamt (Bezirksamt).  

Bitte beachten Sie, dass dies nur die Voraussetzungen für die Aufnahme Ihrer Ge-
schäftstätigkeit sind. Während der Ausübung Ihres Gewerbes haben Sie als Unter-
nehmer in der Regel weitere Vorschriften wie Gewerbeordnung, Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetz, Lebensmittelhygieneverordnung, Sozialgesetzbuch etc. 
einzuhalten. Lesen Sie bitte auch unsere Informationsblätter zu den Themen 
„Existenzgründung im Hamburger Hotel- und Gaststättengewerbe“ und 
„Reisegewerbe“ 
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Hamburger GastV  
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BAG: Revision LM-Recht 
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Revision des LMRechts: Anpassung ans EG-Recht und Verbesse-
rung der Übersichtlichkeit  
    
 
Der Bundesrat hat ein Revisionspaket zur Übernahme des EG-Hygienerechts verab-
schiedet. Ab 1. Januar 2006 wird sowohl für die EU-Mitgliedstaaten als auch für Dritt-
staaten, die Lebensmittel in die EU exportieren wollen, das revidierte EG-
Hygienerecht gelten. Damit Exporte aus der Schweiz in die EU nach diesem Datum 
nicht erschwert oder gar verhindert werden, war es nötig, die schweizerischen Vor-
schriften anzupassen. Gleichzeitig erhält das Lebensmittelverordnungsrecht eine 
neue Struktur. Insgesamt sind 34 Verordnungen von den Anpassungen betroffen. 
Die Revision ist Basis für den erleichterten Handel zwischen der Schweiz und der EU 
im Bereich tierischer Lebensmittel. Daneben ist sie ein wichtiger Beitrag für die Le-
bensmittelsicherheit in der Schweiz. 
 
Bern, 23.11.2005 - Der Bundesrat hat ein Revisionspaket zur Übernahme des EG-
Hygienerechts verabschiedet. Ab 1. Januar 2006 wird sowohl für die EU-
Mitgliedstaaten als auch für Drittstaaten, die Lebensmittel in die EU exportieren wol-
len, das revidierte EG-Hygienerecht gelten. 
Damit Exporte aus der Schweiz in die EU nach diesem Datum nicht erschwert 
oder gar verhindert werden, war es nötig, die schweizerischen Vorschriften an-
zupassen. Gleichzeitig erhält das Lebensmittelverordnungsrecht eine neue 
Struktur. Insgesamt sind 34 Verordnungen von den Anpassungen betroffen. 
Die Revision ist Basis für den erleichterten Handel zwischen der Schweiz und 
der EU im Bereich tierischer Lebensmittel. Daneben ist sie ein wichtiger Bei-
trag für die Lebensmittelsicherheit in der Schweiz. 

Das umfangreiche Revisionspaket besteht aus drei Teilen: 

1.      Übernahme des EG-Lebensmittelhygienerechts 

Die Bundesämter für Gesundheit (BAG), Landwirtschaft (BLW) und Veterinärwesen 
(BVET) haben die Revision des Schweizer Lebensmittelrechts und Landwirtschafts-
rechts in einem gemeinsamen Projekt vorbereitet. Ziel der Revision war die Gleich-
wertigkeit der Gesetzgebungen, die so genannte Äquivalenz, für den Bereich tieri-
scher Lebensmittel. Damit wurde eine Basis geschaffen für die Erweiterung des Ä-
quivalenzabkommens mit der EU im genannten Bereich. In Zukunft werden etliche 
Handelshemmnisse weg fallen und ein vereinfachter Marktzugang wird möglich sein. 
Die bereits bestehende Äquivalenz für Milch und Milchprodukte bleibt erhalten. Die 
neu eingeführten Bestimmungen zur Rückverfolgbarkeit bringen aber auch konkrete 
Vorteile für die Konsumentinnen und Konsumenten, indem die Lebensmittel noch 
sicherer werden. Für Betriebe, die schon bisher nach den gesetzlichen Vorgaben 
produziert haben, werden keine wesentlichen Mehrkosten anfallen. Eine Regulie-
rungsfolgenabschätzung hat ausserdem gezeigt, dass sich die Revision auf die 
Schweizer Wirtschaft positiv auswirken wird. 

Die neuen EG-Verordnungen regeln zahlreiche Bereiche, die im schweizerischen 
Lebensmittel- und Futtermittelrecht bereits enthalten sind. Die landwirtschaftliche 
Produktion wird nun mit einbezogen. Die schweizerischen Anforderungen an die Si-
cherheit von Lebens- und Futtermittel entsprechen bereits heute den Anforderungen 
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im EU Raum. Dennoch waren gewisse Anpassungen des geltenden Rechts nötig, 
vor allem in den folgenden Bereichen: 

• Verpflichtung zur Rückverfolgung und zur Nachverfolgung von Lebensmitteln 
und Futtermitteln;  

• Verpflichtung, die Selbstkontrolle schriftlich zu dokumentieren;  
• Betriebsbewilligungspflicht für bestimmte Betriebe, die Lebensmittel tierischer 

Herkunft herstellen, verarbeiten oder lagern;  
• Regelung der Art und Weise, wie die Lebensmittelkontrolle durchzuführen ist.  
• Zusätzliche Kontrollen bei der Schlachtung von Tieren  

Die Revision steht aber auch im Zeichen einer verbesserten Koordination des Voll-
zugs. Die Einführung der Verpflichtung zur Rück- und Nachverfolgung von Lebens-
mitteln wird es erleichtern, fehlerhafte Lebens- und Futtermittel vom Markt zu entfer-
nen. In Ergänzung zum bestehenden System der gezielten und koordinierten Über-
wachung von Risikobereichen werden nationale Kontrollpläne eingeführt. Dank die-
sen Kontrollplänen werden Doppelspurigkeiten vermieden. Sie ermöglichen ausser-
dem gezielte risikobasierte Kontrollen. 

2.      Neue Struktur des Lebensmittelverordnungsrechts 

Neben der Äquivalenz zum EG Lebensmittelhygienerecht wurde mit dem Revisions-
paket auch eine neue Struktur des Lebensmittelverordnungsrechts verabschiedet. 
Künftige Revisionen können dank der neuen Struktur noch schneller und einfacher 
umgesetzt werden. 

3.      Materielle Änderungen 

Im Rahmen der Revision wurden ausserdem geringfügige materielle Änderungen 
angebracht. Im Bereich Gebrauchsgegenstände zum Beispiel werden in einer neuen 
Verordnung zum ersten Mal Tattoos, Piercing, Permanent Make-up und verwandte 
Praktiken geregelt. 

Das umfangreiche Revisionspaket ist ein wichtiger Beitrag zur Lebensmittelsicherheit 
in der Schweiz. 
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BAG: Erläuterungen zum Gesamtpaket  
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BAG: Wichtigste Änderungen im Detail  
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